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Große Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Apei, Dr. Spöri, Huonker, Klose, Dr. Kühler, Lennartz, 
Frau Matthäus-Maier, Dr. Mertens (Bottrop), Poß, Amling, Dr. Nöbel, Rapp 
(Göppingen), Schiatter, Dr. Struck, Westphal, Dr. Wieczorek, Wolfram 
(Recklinghausen), Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Internationale Steuerflucht 


Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Wahrung der steuerlichen 
Gleichmäßigkeit bei Auslandsbeziehungen imd zur Verbesserung 
der steuerlichen Wettbewerbslage bei Auslandsinvestitionen 
(Außensteuergesetz - AStG) vom 9. September 1972 sind mehr als 
dreizehneinhalb Jahre vergangen. Es gibt eindeutige Hinweise 
dafür, daß trotz dieses Gesetzes gerade in den letzten Jahren die 
Verlagerung von Gewinnen in niedrig besteuernde ausländische 
Staaten zugenommen hat und daß es vermehrt zu einer internatio- 
nalen Steuerflucht kommt. Dies bedeutet eine schwerwiegende 
Verletzimg des Gnmdsatzes der Steuergerechtigkeit. Zudem 
kommt es zu Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten kleiner und 
nüttlerer Unternehmen. Es kann davon ausgegangen werden, daß 
die Gebietskörperschaften in der Bundesrepublik Deutschland 
hierdxirch Steuerausfälle in Milhardenhöhe hinnehmen müssen. 
Die vorhandenen Daten imd Informationen sind allerdings sehr 
lückenhaft imd reichen für eine abschließende Beurteilung nicht 
aus. Es ist daher dringend erforderlich, daß die Bimdesregienmg 
umfassend über die Entwicklung der internationalen Steuerflucht 
berichtet. 

Wir fragen daher die Bundesregienmg (soweit genaue Zahlen- 
angaben nicht möglich sind wird um Schätzung gebeten): 

/. Erfassung von Basisgesellschaften im Ausland 

1. Welche Formen der Steuervermeidung, Steuerumgehung und 
Steuerhinterziehung sind nach Kenntnis der Bimdesregienmg 
durch die Einschaltung sogenannter ausländischer Basis- 
gesellschaften (ausländischer Rechtsgebilde, die keiner akti- 
ven werbenden Tätigkeit nachgehen und ihr Einkommen im 
Sitzstaat nicht oder nur gering versteuern) verbreitet, und 
durch welche gesetzlichen Regelungen wird dieser Steuer- 
flucht entgegengewirkt? 

2. Wie entwickelte sich seit 1970 die Zahl der deutschen Toch- 
ter-/Enkelunternehmen in den einzelnen niedrig besteuern- 
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den ausländischen Staaten bzw. Gebieten (vor allem: Baha- 
mas, Britische Kanalinseln, Kayman-Inseln, Liechtenstein, 
Luxemburg, Insel Man, Monaco, Niederländische Antillen, 
Panama, Schweiz) sowie die deutschen Direktinvestitionen, 
die Bilanzsumme und das Vermögen dieser Unternehmen? 

3. Welche Probleme bzw. Lücken bestehen bei der statistischen 
Erfassimg dieser Vorgänge angesichts dessen, daß die 
Gesamtzahl ausländischer Tochterunternehmen in Liechten- 
stein über 40 000 tmd in der Schweiz über 20 000 (davon ca. 
ein Drittel von Inländern beherrscht), auf den Kayman-Inseln 
20000 sowie auf den Niederländischen Antillen 15000 
beträgt tmd ferner z. B. 1982 allein die Direktinvestitionen der 
Firmen Bayer AG, BASF AG und Siemens AG in ihre antillia- 
nischen Holdings über 700 Mio. DM betrugen? 

4. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Anzahl der von 
deutschen Unternehmen gehaltenen Basisgesellschaften in 
den einzelnen Niedrigsteuerländem, und wie beurteilt die 
Bundesregierung die Entwicklung seit 1970? 

5. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die aus der Einschal- 
tung von BasisgeseUschaften jährlich entstehenden Steuer- 
ausfälle? 

6. In wie vielen Fällen wurde in den einzelnen Jahren seit 1970 
(aufgeteilt nach Niedrigsteuerländern) nach § 42 AO (bzw. 
§ 39 AO und den Vorgängervorschriften) 

a) eine Zurechnung der Einkünfte ausländischer Unterneh- 
men bei dem dahinterstehenden Steuerinländer von der 
Finanzverwaltung geprüft, 

b) eine derartige Zurechnung tatsächlich vorgenommen, und 
wie hoch waren die Steuermehreinnahmen insgesamt und 
die durchschnittlichen Mehreinkünfte pro Festsetzungsfall, 

c) eine Zurechnung durch Rechtsbehelfe/Rechtsmittel ange- 
fochten, und welche Vemünderung der Steuermehrein- 
nahmen ergab sich hierdurch? 

7. In wie vielen Fällen wurde in den einzelnen Jahren seit 1972 
(auf geteilt nach Niedrigsteuerländern) nach §§ 7 bis 14 AStG 

a) eine Zurechnung von Einkünften ausländischer Gesell- 
schaften von der Finanzverwaltung geprüft, 

b) eine derartige Zurechmmg tatsächlich vorgenommen, und 
wie hoch waren die Steuermehreinnahmen insgesamt und 
die durchschnittlichen Mehreinkünfte pro FestsetzirngsfaU, 

c) eine Zurechnung durch Rechtsbehelfe/Rechtsmittel ange- 
fochten, und welche Vemünderung der Steuermehrein- 
nahmen ergab sich hierdurch? 

8. Wie wirksam ist nach Auffassung der Bundesregienmg die 
Präventivwirkvmg der Vorschriften des Außensteuergesetzes 
über die Hinzurechnungsbesteuerung, und wie hoch schätzt 
die Bundesregiemng die hierauf zurückführenden Steuer- 
mehreinnahmen? 
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9. Trifft es zu, daß das Avißensteuergesetz den Konzernen und 
Großunternehmen genügend Anpassungsmöglichkeiten 
überüeß und überläßt, um eine Besteuerung der ins Ausland 
verlagerten bzw. im Ausland thesaurierten Gewinne im 
wesenthchen zu vermeiden imd daß hiervon auch von großen 
inländischen Konzernen Gebrauch gemacht wiurde? 

10. Trifft es zu, daß - wie in Fachzeitschriften behauptet wird - 
vor allem im Bereich der ausländischen Vermögensverwal- 
timgsgesellschaften die betroffenen Steuerinländer eher die 
Grauzone der Steuerhinterziehung in Kauf nehmen als die für 
eine Beurteilung der Anwendung des Außensteuergesetzes 
erforderüchen Angaben gegenüber den Finanzämtern zu 
offenbaren? 

11. Trifft es zu, daß gerade im Bereich der ausländischen Ver- 
mögensverwaltungsgesellschaften das mit dem Außensteuer- 
gesetz angestrebte Ziel nicht erreicht worden ist und daß die 
Erfassungsschwierigkeiten der Finanzverwaltimg heute noch 
genauso groß sind wie vor dem Jahr 1972? 

12. Teüt die Bundesregierung die Auffassung der Deutschen 
Bundesbank, „daß deutsche Aiüeger ihre Firmenvermögen 
im Ausland vorsichtig bewerten imd - besonders in Jahren 
mit guten Erträgen - Teüe der einbehaltenen Gewinne lücht 
als solche ausweisen, sondern den stillen Reserven zuführen“ 
(vgl. Monatsbericht der Deutschen Bimdesbank, März 1985, 
Seite 31), und welche Mcißnahmen hat die Bimdesregierung 
zur Prüfung der Bilanzgestaltung bei Basisgei^eUschaften 
dmrch die Finanzverwaltimg ergriffen? 

13. Ist die beim holländischen PhUips-Konzem kürzlich bekaimt- 
gewordene Form der Steuerumgehimg (das Unternehmen 
hatte auf den Bermudas über eine luxemburgische Holding 
eine Versicherungsgesellschaft gegründet, sich bei dieser 
eigenen Tochterfirma versichert, die eingezahlten Prämien 
gegen hohe Zinsen als Kredit zurückerhalten und sowohl 
Prämien als auch Zinszahlungen steuermindemd geltend 
gemacht) so oder in ähnUcher Form auch bei deutschen 
Unternehmen anzutreffen, und wie beurteüt die Bundesregie- 
rung derartige Konstruktionen? 

14. Hält es die Bundesregienmg für vertretbar, daß eine Hinzu- 
rechnung nach dem Außensteuergesetz unterbleibt, wenn 
sich lücht mehr als 50 v. H. des Kapitals der Basisgesellschaft 
in der Hand von Steueriiüändem befinden (z.B. bei einer 
Basisgesellschaft, die zu gleichen Teüen von Inländern und 
einem Unternehmen aus einem anderen Industriestaat 
beherrscht wird)? 

15. Wie beurteüt die Bundesregienmg die Tatsache, daß die Hin- 
zurechnungsbesteuerung bei inländischen Kapitalgesell- 
schaften wegen der Behandlung des Hinzurechnungsbetrags 
im Rahmen der Eigenkapitalgliedenmg nach Abschnitt 83 
Abs. 3 KStR durch eine Einlage mit nachfolgender Ausschüt- 
timg im Ergebnis rückgängig gemacht werden kaim? 
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16. Ist die Bundesregierung noch der in der Begründung zum 
Steuerbereinigimgsgesetz 1985 (Drucksache 10/1636, S. 55) 
vertretenen Auffassung, daß die einschränkende Auslegung 
des § 7 Abs. 4 AStG durch den Bundesfinanzhof (Urteil vom 
26. Oktober 1983 I R 200/78) den Gesetzeszweck des AStG 
ernsthaft gefährdet, und in welchen Punkten besteht diese 
Gefährdung? 

IL Erfassung von Gewinnverlagerungen ins Ausland bei 
Geschäftsbeziehungen zu nahestehenden Personen 

1. Welche Formen der Steuervermeidung, Steuerumgehung und 
Steuerhinterziehimg sind nach Kenntnis der Bundesregierung 
bei Geschäftsbeziehungen deutscher Unternehmen zu nahe- 
stehenden Personen im Ausland (vor allem Tochter-, Mutter- 
und Schwestergesellschaften) verbreitet, und durch welche 
gesetzlichen Regelungen wird dieser Steuerflucht entgegenge- 
wirkt? 

2. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die durch derartige 
Gewinnverlagerungen ins Ausland entstehenden Steuer- 
mindereinnahmen? 

3. In wie vielen Fällen ist in den einzelnen Jahren seit 1970 eine 
Gewinnberichtigung bei internationalen Beziehungen nach 
den Vorschriften bzw. Regeln über verdeckte Gewinnausschüt- 
hingen, verdeckte Einlagen, Berichtigungen nach § 1 AStG 
sowie Einkunftsabgrenzung innerhalb eines Unternehmens mit 
ausländischen Betriebsstätten (bitte jeweils getrennt angeben) 

a) von der Finanzverwaltimg geprüft worden, 

b) tatsächlich durchgeführt worden, imd wie hoch waren die 
Steuermehreinnahmen insgesamt sowie die durchschnitt- 
lichen Mehreinkünfte je Fall, 

c) durch Rechtsbehelfe/Rechtsnüttel angefochten worden, und 
welche Verminderung der Steuermehreinnahmen ergab 
sich hierdurch? 

4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das Instrument 
der Patent- und Lizenzgebühren zur steuerwirksamen Gewinn- 
verschiebung verwendet wird, und wie hoch waren in den 
einzelnen Jahren seit 1970 die Patent- \md Lizenzzahlungen 
nach der Schweiz imd nach Liechtenstein? 

5. Welche Erfahrungen hat die Bimdesregierung mit dem Schrei- 
ben des Btmdesministers der Finanzen vom 23. Februar 1983 
(BStBl S. 218) und den gleichlautenden Erlassen der obersten 
Finanzbehörden der Länder gesammelt, die auf die Unterbin- 
dimg der steuermindemden Gewinnverschiebimg ins Ausland 
durch konzeminterne Verrechnungspreise zielen? 

6. Stimmt die immer wieder gehörte Behauptxmg, die Anwen- 
dung dieser Regelungen führe zu Doppelbesteuerungen? 

7. Wie viele Unternehmen haben von der Neuordnimg ihrer Ver- 
hältnisse gemäß Tz 10.2 des o. a. BMF-Schreibens Gebrauch 
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gemacht, imd wie beurteilt die Bimdesregienmg die Steuer- 
liehen Auswirkungen? 

8, Wie beurteilt die Bundesregierung die französische Regelung, 
wonach bei Zahlungen an Personen in Niedrigsteuerländem 
(z.B. Honorare, Provisionen, Lizenzgebühren) der inländische 
Steuerpflichtige und nicht die Finanzverwaltung die Beweislast 
hinsichtlich Realität der zugrundeliegenden Transaktion und 
Angemessenheit der gezahlten Vergütung trägt? 

HL Erfassung des Wohnsitzwechsels und der Verlegung der 
Geschäftsleitung in niedrig besteuerte Gebiete 

1. In wie vielen Fällen ist in den einzelnen Jahren seit 1972 eine 
erweiterte beschränkte Einkommen-, Vermögen- imd Erb- 
schaftsteuerpflicht nach §§ 2 bis 5 AStG 

a) von der Finanzverwaltung geprüft worden, 

b) tatsächlich angenommen worden, und wie hoch waren die 
Steuermehreinnahmen (getrennt nach Einkommen-, Vermö- 
gen- und Erbschaftsteuer) sowie die durchschnittlichen 
Mehreinkünfte bzw. das durchschnittliche Mehrvermögen 
je Fall, 

c) durch Rechtsbehelfe/Rechtsmittel angefochten worden, und 
welche Verminderung der Steuermehreinnahmen ergab 
sich hierdurch? 

2. In wie vielen Fällen ist in den einzelnen Jahren seit 1972 eine 
Besteuerung des Vermögenszuwachses nach § 6 AStG 

a) von der Finanzverwaltung geprüft worden, 

b) tatsächheh dürchgeführt worden, und wie hoch waren die 
Steuermehreinnahmen insgesamt sowie die durchschnittli- 
chen Mehreinkünfte je Fall, 

c) durch Rechtsbehelfe/Rechtsmittel angefochten worden, imd 
welche Verminderung der Steuermehreinnahmen ergab 
sich hierdurch? 

3. In wie vielen Fällen ist in den einzelnen Jahren seit 1970 eine 
Besteuerung bei Verlegung der Geschäftsleitung oder des Sit- 
zes ins Ausland nach § 12 KStG (bzw. § 16 KStG a. F.) 

a) von der Finanzverwaltung geprüft worden, 

b) tatsächheh durchgeführt worden, und wie hoch waren die 
Steuermehreinnahmen insgesamt sowie die durchschnitt- 
hchen Mehreinkünfte je Fall, 

c) durch Rechtsbehelfe/Rechtsmittel angefochten worden, imd 
welche Verminderung der Steuermehreinnahmen ergab 
sich hierdurch? 

4. Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung mit der Anwen- 
dung der bestehenden Regelungen gesammelt? 

5. Bestehen nach Auffassung der Bundesregierung verfassungs- 
rechtüche Bedenken dagegen, in typischen Steuerfluchtfällen 
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(z. B. Wohnsitzverlagerung in einen niedrig besteuernden aus- 
ländischen Staat, in dem sich nicht der arbeitsmäßige Lebens- 
mittelpunkt befindet) deutsche Staatsangehörige - ggf. 
beschränkt auf einen gewissen Zeitraum - weiterhin der unbe- 
schränkten Einkommensteuerpflicht zu unterwerfen, und ist 
der Bimdesregierung bekannt, daß in anderen Staaten (z. B. 
USA) die unbeschränkte Steuerpflicht sich ohnehin nach dem 
Nationalitätsprinzip richtet? 

6. Wie bemteüt die Bundesregierung Gestaltungen, nach denen 
eine bisher in der Bundesrepubhk Deutschland ansässige Kon- 
zemspitze durch Gründung einer neuen Obergesellschaft in 
ein Niedrigsteuerland verlagert wird (vgl. z. B. Meldung der 
Frankfurter Rimdschau vom 23. Oktober 1985 über die Ver- 
lagenmg von Boehringer Mannheim auf die Bermudas), imd 
welche Möghchkeiten der Steuerumgehung/Steuervermei- 
dung können sich bei einer derartigen Konstruktion - unab- 
hängig von dem Einzelfall - ergeben? 

7. Trifft es zu, daß die USA - legt man die von der amerikanischen 
Steuerverwaltung veröffentlichten Zahlen zugrunde offenbar 
erheblich umfangreichere internationale Gewinnberichtigun- 
gen (Section 482 IRC) vornehmen als die Bundesrepublik 
Deutschland, und worauf ist nach Ansicht der Bundesregierung 
der Unterschied ziuückzuführen? 


/V. Erfassung sonstiger Gestaltungen bei grenzüberschreitenden 
Beziehungen 

1. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Umfang der Zah- 
lungen von heute steuerlich absetzbaren Schmier- imd Be- 
stechungsgeldern durch inländische Unternehmen ins Aus- 
land? 

2. Teüt die Bundesregierung die Befürchtung, daß ein Teil der 
Schmier- und Bestechungsgelder an Inländer zurückfließen, 
imd wie hoch schätzt die Bundesregierung den hierdurch ent- 
stehenden Steuerausfall? 

3. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung zur Eindäm- 
mung und besseren Erfassung der Schmier- und Bestechungs- 
gelder für erforderlich? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, durch gesetzliche Regelungen 
die steuerliche Absetzbarkeit von Schmier- und Bestechimgs- 
geldem zu unterbinden? 

5. Hat nach Auffassung der Bundesregierung die Einführung des 
§ 2a EStG ab 1983, mit dem die Verrechnung von Verlusten 
aufgrund von Investitionen im Ausland, die für die deutsche 
Volkswirtschaft keinen erkennbaren Nutzen bringt, verhindert 
werden sollte, den gewünschten Erfolg gebracht? 

6. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die durch diese Rege- 
limg eintretenden jährlichen Steuermehreinnahmen? 
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7. Wie begründet die Bundesregierung die Regelung des § 26 
Abs. 2 bis 5 KStG, die bei internationalen Schachtelbeteiligun- 
gen auch in den Fällen, in denen ein Doppelbesteuerungsab- 
kommen kein Schachtelprivileg gewährt, eine indirekte 
Steueranrechnung ermöglicht und somit Gewinnausschüttun- 
gen ausländischer Tochter- oder Enkelgesellschaften faktisch 
von der Körperschaftsteuer freistellt? 

8. Beabsichtigt die Bundesregierung, die nach den geltenden 
Doppelbesteuerungsabkommen der Bundesrepubhk Deutsch- 
land bestehenden Schwierigkeiten, eine internationale Dop- 
pelbesteuenmg im Einzelfall durch Anwendung mehrerer 
Methoden (Freistellungsmethode und unterschiedhche An- 
rechnungsmethoden) zu vermeiden, und Möghchkeiten, durch 
geschickte Gestaltungen aus dieser Methodenvielfalt - vor- 
nehmlich aus der Freistellungsmethode - ungerechtfertigte 
Steuervorteile zu erzielen, nach dem Vorbild anderer Staaten 
(z. B. der USA) durch den Übergang zur klassischen Steuer- 
anrechnungsmethode in den Doppelbesteuerungsabkommen 
zu beseitigen? 

9. Welche sonstigen Formen der Steuervermeidung, Steuer- 
umgehung und Steuerhinterziehung bei internationalen Bezie- 
hungen, die bislang nicht aufgeführt sind, sind der Bundesre- 
gienmg bekannt? 

V. Ermittlungsfragen bei Auslandsbeziehungen 

1. Welche besonderen Ermittlungsmöghchkeiten stehen der 
deutschen Finanzverwaltung für die Ermittlung des bei Aus- 
landsbeziehungen realisierten Sachverhalts zur Verfügung? 

2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die vorhandenen 
Ermittlungsmöghchkeiten der deutschen Finanzverwaltung 
zur Aufklärung und Bekämpfung der internationalen Steuer- 
flucht ausreichen? 

3. Kann nach Auffassung der Bundesregierung eine Intensivie- 
rung der internationalen Amts- und Rechtshilfe in Steuer- 
sachen der Aufklärung und Verhinderung von Steuervermei- 
dung, Steuerumgehung und Steuerhinterziehung dienen? 

4. Warum hat die Bimdesregierung die EG-Amtshilfe-Richthnie 
nur im unbedingt notwendigen Umfang in das nationale 
Recht übernommen? 

5. Welche rechthche Bedeutung mißt die Bundesregierung der 
Tatsache bei, daß das EG-Amtshüfegesetz die in der Richt- 
ünie vorgesehene Möghchkeit der Entsendung von Beamten 
in den jeweUs anderen Staat nicht nennt? 

6. Wie hat sich in den einzelnen Jahren seit 1970 im Bereich der 
internationalen Amts- und Rechtshilfe die Anzahl der emp- 
fangenen und erteUten Auskünfte im Besteuerungsverfahren 
und bei Steuerdelikten (einschheßhch der sogenannten inter- 
nationalen Kontrollnütteüungen) entwickelt? 

7. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die aufgrund der emp- 
fangenen Auskünfte erzielten Steuermehreinnahmen? 
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8. Wie viele Auskunftsersuchen haben deutsche Steuerbehör- 
den in den Jahren 1983, 1984 und 1985 an ausländische 
Staaten gerichtet, xind wie vielen Auskunftsersuchen wurde 
in diesen Jahren entsprochen (bitte für die einzelnen auslän- 
dischen Staaten getrennt angeben)? 

9. Wie viele Auskunftsersuchen ausländischer Steuerbehörden 
wurden in den Jahren 1983, 1984 und 1985 an deutsche 
Steuerbehörden gerichtet, und wie vielen Auskunftsersuchen 
wurde entsprochen (bitte nach ausländischen Staaten 
getrennt angeben) ? 

10, Weuren und sind die ausländischen Steuerverwaltungen, mit 
denen die sog, große Auskunftsklausel vereinbart ist, bereit, 

^ den deutschen Finanzbehörden alle erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen, auf Ersuchen wie auch spontan bzw. welche 
Probleme ergeben sich hierbei? 

11, Trifft es zu, daß folgende steuerüch relevante Fallgestaltun- 
gen oft nur durch internationale Zusammenarbeit der Finanz- 
behörden aufgedeckt werden können: 

a) Beteüigungen von Steuerinländem an Basisgesellschaften 
über verdeckte Treuhänder, 

b) Einschaltung einer Gesellschaft in einem hoch besteuern- 
den ausländischen Staat zwischen Steuerinländem und 
Basisgesellschaft in einem Niedrigsteuerland, 

c) Errichtung einer inländischen Betriebsstätte (z. B. Export- 
vertretimg) durch ein ausländisches Unternehmen, 

und welche speziellen Maßnahmen hat die Bundesregiemng 
insoweit ergriffen? 

12, Treffen Behauptungen zu, daß die internationale Amts- und 
Rechtshilfe in Steuersachen 

a) von einem gnmdsätzhchen Mißtrauen der deutschen 
' Finanzbehörden bei Auslandsbeziehungen ausgehe, 

b) unausgewogen sei und die Gegenseitigkeit nicht in allen 
Fällen gewährleistet sei, 

c) im Ergebnis mehr dem ausländischen Besteuemngsinter- 
esse diene, 

d) Gefahren für die exportorientierte deutsche Wirtschaft 
berge, weil das Steuergeheimnis nicht in allen auslän- 
dischen Staaten gewährleistet sei? 

13, Ist die Bundesregiemng der Auffassung, daß die Regelungen 
über die sog. große Auskunftsklausel in den nüt den EG- 
Staaten abgeschlossenen Doppelbesteuenmgsabkommen 
durch das EG-Amtshilfe-Gesetz beeinträchtigt werden, und 
beabsichtigt die Bundesregienmg, die bestehenden Doppel- 
besteuenmgsabkommen entsprechend einzuschränken? 

14, Ist die Bundesregiemng der Auffassung, daß die Regelung in 
§ 117 Abs. 4 AO, wonach eine Anhörung des inländischen 
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Beteiligten stets stattzufinden hat, soweit die Rechts- und 
Amtshilfe Steuern betrifft, die von den Landesfinanzbehörden 
verwaltet werden, über den Wortlaut hinaus auch gilt, wenn 
Auskünfte ins Ausland erteilt werden, die ausländische 
Steuern (d. h. Steuern, die nicht von den Landesfinanzbehör- 
den verwaltet werden) betreffen? 

15. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß innerhalb der 
Steuerverwaltung die notwendigen Maßnahmen getroffen 
sind, um der internationalen Steuerflucht wirksam entgegen- 
zutreten, und welche Verbesserungen hält die Bundesre- 
gierung für möglich (z.B. Ausbildung von speziellen 
Außensteuerprüfern, Einsatz von betriebswirtschaftlich aus- 
gebildeten Personen wie in den USA zur Überprüfung von 
Verrechnungspreisen zwischen international verbundenen 
Unternehmen, Koordinienmg von Betriebsprüfung und Fahn- 
dung, frühzeitiges Erkennen neuer Steuersparstrategien)? 

16. Wie hat sich die Zahl der Außenprüfer, die speziell für die 
Beurteilung von Auslandsbeziehungen eingesetzt sind, bei 
den Länderfinanzverwaltungen und beim Bundesamt für 
Finanzen in den einzelnen Jahren seit 1970 entwickelt? 

17. Wie beurteilt die Bimdesregienmg den in den letzten Jahren 
allgemein zu verzeichnenden Rückgang der Anzahl der 
Betriebsprüfer? 

18. Trifft es zu, daß - wie in der Literatur behauptet wird ~ 1980 
„erst etwa 15 bis 25 v. H. der Verdachtsfälle von der Betriebs- 
prüfung untersucht wurden", und wie hoch ist die Zahl der 
untersuchten Verdachtsfälle heute? 

19. Hält die Bundesregierung es für wünschenswert, bei inter- 
national organisierten Unternehmen in verschiedenen Län- 
dern gleichzeitig abgestimmte Betriebsprüfungen durchzu- 
führen, imd welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
hierzu ergriffen? 

20. Welche Maßnahmen hat die Bundesregienmg ergriffen oder 
geplant, um die Wirksamkeit der Informationszentrale für 
steuerlich relevante Auslandsbeziehimgen beim Bundesamt 
für Finanzen, die nach den Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofs in den Bemerkungen 1983 (Drucksache 10/574, 
S. 100) nicht ihrem gesetzlichen Auftrag gerecht wird, zu 
verbessern? 

VL Weiterentwicklung des Außensteuerrechts 

1. Wie beurteüt die Bundesregierung zusammenfassend die 
Wirkung der bestehenden Regelungen zur Eindämmung bzw. 
Erfassung der internationalen Steuerflucht (Steuerverminde- 
rung, Steuerumgehung, Steuerhinterziehimg)? 

2. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die derzeit durch die 
internationale Steuerflucht jährlich beabsichtigten Steuer- 
minderungen, und wie hoch schätzt die Bundesregienmg den 
von den Finanzbehörden aufgedeckten Anteil? 
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3. Hält die Bundesregierung die vorhandenen statistischen 
Unterlagen und Anschreibungen der Finanzämter für eine 
zuverlässige Beurteilung der internationalen Steuerflucht für 
ausreichend und welche Verbesserungsmaßnahmen sind von 
der Bundesregierung beabsichtigt (z. B. besondere Erfassung 
von Steueroasenfällen durch die Bundesbank)? 

4. Wo liegen nach Auffassimg der Bundesregierung derzeit die 
Schwerpunkte der internationalen Steuerflucht? 

5. Trifft es zu, daß seit der Verabschiedung des Außensteuer- 
gesetzes neue Konstruktionen in Erscheinung getreten sind, 
bei denen eine sachgerechte steuerliche Erfasstmg durch die 
bestehenden Regelungen nicht gewährleistet ist? 

6. Wo liegen nach Auffassung der Bundesregierung die Schwer- 
punkte für eine Fortentwicklung des Außensteuerrechts? 

7. Welche Maßncüimen hat die Bundesregierung zur Verbesse- 
nuig des Außensteuerrechts und seiner Handhabung ein- 
geleitet? 

8. Haben nach den Erkenntnissen der Bundesregierung auslän- 
dische Steuerverwaltungen mit der internationalen Steuer- 
flucht vergleichbare Probleme? 

9. Beabsichtigt die Bundesregierung, im Zusammenwirken nüt 
anderen Staaten verstärkt die internationale Steuerflucht zu 
bekämpfen und welche Initiativen wird die Bundesregierung 
hierzu ergreifen? 

10. Welche Maßnahmen sind zxir Zeit auf internationaler Ebene 
(z. B. EG, Europarat, OECD, UNO) zur Eindämmrmg der inter- 
nationalen Steuerflucht geplant bzw. in Vorbereitung, und 
wie ist die Haltung der Bundesregierung hierzu? 

Bonn, den 6. März 1986 

Dr. Apel 
Dr. Spöri 
Huonker 
Klose 
Dr. Kttbler 
Lennartz 

Frau Matthäus-Maier 
Dr. Mertens (Bottrop) 

Pofi 

Amling 

Dr. Nobel 

Rapp (Göppingen) 

Schiatter 

Dr. Struck 

Westphal 

Dr. Wieczorek 

Wolfram (Recklinghausen) 

Dr. Vogel und Fraktion 
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